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Nachweis der Eignung für einen Folgeauftrag

Angaben zum Projekt
	Bezeichnung des Auftrags:
	Bitte ausfüllen

	Projektnummer:
	


Bieter_innengemeinschaft 
	Die_der Bieter_in ist Mitglied einer Bieter_innengemeinschaft:
(Jedes Mitglied der Bieter_innengemeinschaft muss den Nachweis der Eignung erbringen. Bitte jeweils dieses Formular ausfüllen!)
	Ja ☐
	Nein ☐


Angaben zur_zum Bieter_in oder Mitglied der Bieter_innengemeinschaft
	Bezeichnung/Name:
	
Bitte ausfüllen
	Anschrift:
	
Bitte ausfüllen
	Projektverantwortliche Ansprechperson:
	Bitte ausfüllen

	Telefon:
	
Bitte ausfüllen
	E-Mail:
	
Bitte ausfüllen




	Datum:
	Bitte ausfüllen

	Name (zeichnungsberechtigte Person):
	
Bitte ausfüllen




Erklärungen und Nachweise für Eignungskriterien
Nachweis berufliche Zuverlässigkeit
Die_der Bieter_in erklärt
· generell, dass kein gesetzlicher Ausschlussgrund, insbesondere keiner gemäß § 78 BVergG 2018 vorliegt,
· dass gegen sie_ihn oder – sofern es sich um keine natürliche Person handelt – gegen physische Personen, die Mitglieder in ihrem_seinem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan sind oder darin Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnisse haben, keine rechtskräftige Verurteilung vorliegt, die einen der folgenden Tatbestände betrifft: Mitgliedschaft bei einer kriminellen Vereinigung oder Organisation (§§ 278 und 278a des Strafgesetzbuches – StGB, BGBl. Nr. 60/1974), Terroristische Vereinigung, Terroristische Straftaten, Terrorismusfinanzierung oder Ausbildung für terroristische Zwecke (§§  278b bis 278e StGB), Missbrauch der Amtsgewalt, Bestechlichkeit, Vorteilsannahme, Vorteilsannahme zur Beeinflussung, Bestechung, Vorteilszuwendung, Vorteilszuwendung zur Beeinflussung, verbotene Intervention, Geschenkannahme und Bestechung von Bediensteten oder Beauftragten oder Verletzung des Amtsgeheimnisses (§§ 302, 304 bis 310 StGB und § 10 des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 1984 – UWG, BGBl. Nr. 448/1984), Betrug (§§ 146 bis 148 StGB), Untreue (§ 153 StGB), Geschenkannahme (§ 153a StGB), Förderungsmissbrauch (§ 153b StGB), Geldwäscherei (§ 165 StGB), Verrat von Staatsgeheimnissen (§ 252 StGB), Sklaverei, Menschenhandel oder Grenzüberschreitender Prostitutionshandel (§§ 104, 104a und 217 StGB), Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen und Gutheißung mit Strafe bedrohter Handlungen (§ 282 StGB) bzw. einen entsprechenden Straftatbestand gemäß den Vorschriften des Landes, in dem der Unternehmer seinen Sitz hat. 
· dass gegen sie_ihn kein Restrukturierungsverfahren durchgeführt wird, kein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung nicht mangels kostendeckenden Vermögens abgewiesen wurde.
· dass sie_er sich nicht in Liquidation befindet, und dass sie_er ihre_seine gewerbliche Tätigkeit nicht einstellt oder eingestellt hat.
· dass sie oder – sofern es sich um keine natürliche Person handelt – natürliche Personen, die Mitglieder im Leitungs- oder Aufsichtsorgan sind, mit anderen Unternehmer_innen keine für die_den Auftraggeber_in nachteiligen Abreden getroffen haben, die gegen die guten Sitten verstoßen, und sie mit anderen Unternehmer_innen keine Abreden getroffen haben, die auf eine Verzerrung des Wettbewerbs abzielen, und
· dass sie oder – sofern es sich um keine natürliche Person handelt – natürliche Personen, die Mitglieder im Leitungs- oder Aufsichtsorgan sind, im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit keine schwere Verfehlung, insbesondere gegen Bestimmungen des Arbeits-, Sozial-, Gleichbehandlungs- oder Umweltrechts, begangen haben,
· Die_der Bieter_in erklärt, dass bei ihrem_seinem letztgültigen Kontoauszug der zuständigen Sozialversicherungsanstalt und der letztgültigen Rückstandsbescheinigung gemäß § 229a Bundesabgabenordnung (BAO – BGBl. 194/1961) der zuständigen Finanzbehörde (oder gleichwertigen Nachweisen der zuständigen Behörden des Herkunftslandes der_des Bieterin_s) keine signifikant hohen Rückstände bestehen. Weiters erklärt die_der Bieter_in, dass sie_er keine Nichterfüllung ihrer_seiner Verpflichtungen zur Entrichtung der Sozialversicherungsbeiträge, Steuern oder Abgaben in Österreich oder nach den Vorschriften des Herkunftslandes weder eine rechtskräftige Gerichts- oder Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder durch das AMS auf andere geeignete Weise nachgewiesen wurde.
· Die_der Bieter_in erklärt ferner, dass gegen sie_ihn oder – sofern es sich um keine natürliche Person handelt – gegen physische Personen, die Mitglieder in ihrem_seinem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan sind oder darin Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnisse haben, keine rechtskräftige Entscheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde in Österreich, in einem anderen Mitgliedsstaat der EU oder in einer sonstigen Vertragspartei des EWR-Abkommens, vorliegt,

· durch die_der Bieter_in an der Teilnahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen wurde und/oder 
· die wegen eines Deliktes ergangen ist, das die berufliche Zuverlässigkeit der_des Bieterin_s in Frage stellt.


Weitere Erklärung
Die_der Bieter_in erklärt,
· dass sie_er sich bei der Erteilung von Auskünften betreffend die Eignung (berufliche Zuverlässigkeit, Eignung, Leistungsfähigkeit) nicht einer schwerwiegenden Täuschung schuldig gemacht hat oder diese Auskünfte nicht erteilt hat, sowie
· dass sie_er erhaltene öffentliche Mittel, insbesondere bei Projekten, die vom AMS (ko-)finanziert wurden, nicht maßgeblich und durch schuldhaftes Verhalten widmungswidrig verwendet hat.

Die_der Bieter_in erklärt für den Fall, dass nach dem Ergebnis des Vergabeverfahrens der Zuschlag an sie_ihn zu erteilen wäre, der Zuschlag jedoch nur aus Gründen unterbleibt, die in ihrer_seiner Sphäre liegen, der_dem Auftraggeber_in für jeden dadurch entstehenden Nachteil zu haften, insbesondere der_dem Auftraggeber_in alle hierdurch entstehenden Mehrkosten zu ersetzen.

Spezielle Erklärungen der_des Bieterin_s (Sanktionen Russische Föderation):
Die_der Bieter_in bestätigt und erklärt weiters, die Sanktionen der Europäischen Union gegenüber der Russischen Föderation im Bereich des öffentlichen Auftragswesens einzuhalten (siehe Art 5k Abs 1 VO (EU) 833/2014, SanktionenVO, geändert durch VO (EU) 2022/576), nach der es derzeit verboten ist, öffentliche Aufträge oder Konzessionen an Personen, Organisationen und Einrichtungen aus der Russischen Föderation zu vergeben; die_der Bieter_in erklärt dementsprechend, 
1. keine russischen Staatsangehörige oder eine in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung zu sein; 
1. keine juristische Person, Organisation oder Einrichtung zu sein, deren Anteile zu über 50% unmittelbar oder mittelbar von einer der in Punkt 1. genannten Organisationen gehalten werden; 
1. keine natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung zu sein, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter den in den Punkten 1. oder 2. genannten Organisationen handelt; 
1. dass keine Subunternehmer_innen oder Lieferant_innen, die von der_dem Bieter_in für einen Anteil von mehr als 10% des Auftragswerts nominiert sind, eine der in den Punkten 1. bis 3. genannten Organisationen ist. 
Über alle diese Umstände kann die_der Bieter_in binnen kurzer Frist Nachweise in deutscher Sprache bzw. beglaubigter Übersetzung vorlegen.

Konkrete aktuelle Nachweise über das Nicht-Vorliegen von Ausschlussgründen / Zuverlässigkeit sind vorzulegen: 
1. Auszug aus dem Strafregister (in Österreich: Strafregisterbescheinigung gemäß § 10 Strafregistergesetz) oder eine gleichwertige Bescheinigung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde des Sitzstaats der_des Bieterin_s (bspw. in Deutschland: Führungszeugnis), und zwar für die_den Bieter_in (die Mitglieder der Bieter_innengemeinschaft) oder – sofern diese_r keine natürliche Person/en ist/sind – zu allen in der Geschäftsführung tätigen Personen (bspw also bei einer österreichischen GmbH aller Geschäftsführer_innen und aller Prokurist_innen), aus der/denen hervorgeht, dass kein Ausschlussgrund des § 78 Abs 1 Z 1 BVergG 2018 vorliegt – nicht älter als 6 Monate, gerechnet vom Ende der Angebotslegungsfrist.

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



2. Registerauskunft aus dem Register gemäß Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (VbVG) für das Unternehmen (§ 89m Gerichtsorganisationsgesetz, GOG) oder eine gleichwertige Bescheinigung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde des Sitzstaates der_des Bieterin_s (gilt nur für Verbände i.S.d. VbVG, also vor allem für die Rechtsform GmbH, AG, Offene Gesellschaft, Kommanditgesellschaft und Verein, nicht aber für Einzelunternehmer_innen). 

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



3. Auszug aus dem österreichischen Firmenbuch gemäß § 33 Firmenbuchgesetz oder gleichwertige Dokumente der zuständigen Behörde des Sitzstaates der_des Bieterin_s (bspw. in Deutschland: Handelsregisterauszug),

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



4. wobei der Firmenbuchauszug auch eine Abfrage aus der Insolvenzdatei umfassen kann; wenn das nicht der Fall ist, ist ein gesonderter Auszug (= schlichter Ausdruck/Scan) aus der Insolvenzdatei gemäß § 256 Insolvenzordnung (IO) vorzulegen oder gleichwertige Dokumente der zuständigen Behörden des Sitzstaates der_des Bieterin_s. 

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



5. Auskunft aus dem Gewerbeinformationssystem Austria (GISA, ehemaliges Gewerberegister) gemäß § 365e Abs. 1 GewO oder gleichwertige Dokumente der zuständigen Behörden des Sitzstaates der_des Bieterin_s. Erläuterung: Bei dem hier angeführten österreichischen GISA-Auszug handelt es sich um denselben Nachweis wie beim zur Befugnis angeführten GISA-Auszug (der für beide Eignungsbereiche, und zwar aus anderen Gesichtspunkten relevant ist). Die Auskunft ist insgesamt nur einmal vorzulegen. 

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



6. Eine letztgültige Kontobestätigung oder Unbedenklichkeitsbescheinigung des zuständigen Sozialversicherungsträgers oder gleichwertige Dokumente der zuständigen Behörde des Sitzstaates der_des Bieterin_s - nicht älter als 6 Monate, gerechnet vom Ende der Angebotslegungsfrist.

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



7. Eine letztgültige Rückstandsbescheinigung gemäß § 229a Bundesabgabenordnung (BAO) oder gleichwertige Dokumente der zuständigen Behörden des Sitzstaates der_des Bieterin_s - nicht älter als 6 Monate, gerechnet vom Ende der Angebotslegungsfrist. 

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



Nachweis Befugnis
Die_der Bieter_in legt vor:

Auskunft aus dem Gewerbeinformationssystem Austria (GISA, ehemaliges Gewerberegister) gemäß § 365e Abs. 1 GewO oder gleichwertige Dokumente der zuständigen Behörden des Sitzstaates der_des Bieterin_s. Erläuterung: Bei dem hier angeführten österreichischen GISA-Auszug handelt es sich um denselben Nachweis wie beim zur beruflichen Zuverlässigkeit angeführten GISA-Auszug (der für beide Eignungsbereiche, und zwar aus anderen Gesichtspunkten relevant ist). Die Auskunft ist insgesamt nur einmal vorzulegen. 

	Nachweis(e) beigelegt ☐
	Nicht beigelegt, weil Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.




Nachweis eines Qualitätssicherungssystems der_des Bieterin_s oder Mitglieds der Bieter_innengemeinschaft
(nur bei Bildungsträgern, die noch kein Bildungsangebot im Auftrag des AMS durchgeführt haben)

Im Folgenden wird das von der_vom Bieter_in eingesetzte Qualitätssicherungssystem zur Erhebung der Kund_innenzufriedenheit beschrieben.

	bitte beschreiben!








Erklärung bezüglich Subunternehmer der_des Bieterin_s
(sofern Subunternehmer im gegenständlichen Verfahren zugelassen sind und die_der Bieter_in auf Subunternehmer zugreifen will)

Die_der Bieter_in benennt im Folgenden seine Subunternehmer.
Subunternehmer 1:
	Bezeichnung/Name:
	bitte ausfüllen!
	Anschrift:
	bitte ausfüllen!
	Ansprechperson:
	bitte ausfüllen!
	Telefon:
	bitte ausfüllen!
	E-Mail:
	bitte ausfüllen!


Subunternehmer 2:
	Bezeichnung/Name:
	bitte ausfüllen!
	Anschrift:
	bitte ausfüllen!
	Ansprechperson:
	bitte ausfüllen!
	Telefon:
	bitte ausfüllen!
	E-Mail:
	bitte ausfüllen!


Subunternehmer 3:
	Bezeichnung/Name:
	bitte ausfüllen!
	Anschrift:
	bitte ausfüllen!
	Ansprechperson:
	bitte ausfüllen!
	Telefon:
	bitte ausfüllen!
	E-Mail:
	bitte ausfüllen!


Jeder der genannten Subunternehmer reicht zum Nachweis seiner Eignung das Formblatt Eignung Subunternehmer in der aktuellen Fassung zusammen mit diesem Angebot ein.

[bookmark: _Hlk520654928]Das AMS kann die Vorlage, Vervollständigung oder Erläuterung bestimmter Nachweise von der_vom Bieter_in verlangen. Die_Der Bieter_in kann in diesem Fall die Nachweise auch über eine für das AMS kostenlos zugängliche Datenbank (ANKÖ LgU) erbringen. Enthält ein auf diese Weise verfügbarer Nachweis personenbezogene Daten, so stimmt die_der Bieter_in hiermit der Verwendung dieser Daten zu.
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